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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Henkel, 
Winter, Dr. Schmitz und Dr. Kreft

am 17. Mai 1988 
beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 5. Zivilsenats - EntschädigungsSe­
nats - des Oberlandesgerichts Koblenz 
vom 17. März 1988 wird zurückgewiesen.

Die außergerichtlichen Kosten des Be­
schwerdeverfahrens trägt die Klägerin.

G r ü n d e  :

Die Klägerin verlangt, gestützt auf BGH RzW 1980, 24, 
im Wege der Abhilfe gegen das rechtskräftige Urteil des 
Landgerichts Mainz vom 19. März 1976 als Härteausgleich 
(§ 165 BEG) statt einmalig zuerkannter 3.000 DM eine lau­
fende Beihilfe von 250 DM monatlich.

Das Berufungsgericht hat den Antrag für unbegründet ge­
halten, weil die frühere Entscheidung in ihrer Begründung 
(Abwägung aller Umstände des Einzelfalles), wie auch hin­
sichtlich des Ergebnisses nicht falsch sei.



Der Vortrag der Beschwerde, das Berufungsurteil weiche 
von der Entscheidung BGH RzW 1980, 24 ab, trifft nicht zu. 
Dort ist nur ausgesprochen, es verfehle den Zweck des 
§ 165 BEG, betagten Verfolgten den Härteausgleich in Form 
wiederkehrender Leistungen als Hilfe zum Lebensunterhalt nur 
unter der doppelten Voraussetzung zuzubilligen, daß sie in 
hohem Maße bedürftig seien und ein erhebliches Verfolgungs­
schicksal erlitten hätten. Darauf aber hatte die Erstent­
scheidung, das Urteil des Landgerichts Mainz, nicht abge­
stellt, den Härteausgleich, den es für angemessen hielt, 
vielmehr in Übereinstimmung mit den Grundsätzen in BGH 
RzW 1975, 83 Nr. 19 und 1976, 27 bestimmt.

Zu den Umständen des Einzelfalles gehören vor allem der 
Grad der Bedürftigkeit, aber auch Art und Schwere der Ver­
folgung. Die Erwägung aller erheblichen Umstände ist Sache 
des Tatrichters, dem hier dabei Rechtsfehler nicht unterlau­
fen sind.
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